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Änderungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Ersten Gesetzes zur Reform des Ehe- und Famiiienrechts (1. EheRG) 

- Drucksachen 7/650, 7/4361 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Nach Artikel 11 wird folgender Artikel 12 eingefügt: 

, Artikel 12 

Änderung der Vorschriften 
über die Geschiedenen-Witwenrente 
§ 1 

(1) Der früheren Ehefrau eines Versicherten, deren Ehe mit 
dem Versicherten nach dem 31. Dezember 1976 geschieden, 
für nichtig erklärt oder aufgehoben ist, wird nach dem Tode 
des Versicherten Geschiedenen-Witwenrente gewährt, wenn 

1. in die Ehe anrechnungsfähige Versicherungsjahre oder bis 
zur Vollendung des 65. Lebensjahres zurückgelegte Renten- 
bezugszeiten des Versicherten fallen und 

2. der Versicherte der früheren Ehefrau zur Zeit seines Todes 
Unterhalt zu leisten hatte oder im letzten Jahr vor seinem 
Tode Unterhalt geleistet hat und 

3. ein Wertausgleich von Versorgungsrechten aus anderen als 
den in § 1587 c des Bürgerlichen Gesetzbuchs genannten 
Gründen nicht stattgefunden hat. 

(2) Hat ein Wertausgleich von Versorgungsrechten stattge- 
funden, sind jedoch die übrigen Voraussetzungen des Absat- 
zes 1 erfüllt, wird die Geschiedenen-Witwenrente gewährt, 

1. solange die frühere Ehefrau berufsunfähig oder erwerbs- 
unfähig ist oder mindestens ein waisenrentenberechtigtes 
Kind erzieht, 

2. wenn sie im Zeitpunkt der Scheidung, Nichtigerklärung oder 
Aufhebung der Ehe oder bei Beendigung der Erziehung 
mindestens eines waisenrentenberechtigten Kindes das 
45. Lebensjahr vollendet hatte oder 

3. wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet hat. 

(3) Geschiedenen-Witwenrente nach den Absätzen 1 und 2 
wird nur gewährt, solange die frühere Ehefrau ohne Berück- 
sichtigung des Todes des Versicherten weiter unterhaltsberech- 
tigt gewesen wäre und solange sie nicht eine Rente aus eigener 
Versicherung erhält. 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



DrUCkSBChG 7/4455 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


§ 2 

Geschiedenen-Witwenrenten nach § 1 gelten, je nach der 
Zuständigkeit der Träger der gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen für den Versicherten, als Renten nach § 1265 der Reichs- 
versicherungsordnung, § 42 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes oder § 65 des Reichsknappschaftsgesetzes. Bei der An- 
wendung dieser Gesetze gelten 

1. § 1268 der Reichsversicherungsordnung mit folgender Maß- 
gabe: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und die Renten nach 
§§ 1265 und 1266 Abs. T' gestrichen. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a eingefügt: 

„(2a) Die Renten nach §§ 1265 und 1266 Abs. 2 be- 
tragen sechs Zehntel des Teils der nach § 1253 Abs. 2 
berechneten Versichertenrente ohne Kinderzuschuß, der 
dem Verhältnis der in die Ehezeit fallenden angerechne- 
ten ^Versicherungsjahre und bis zur Vollendung des 
65. Lebensjahres zurückgelegten Rentenbezugszeiten zu 
den bei der Berechnung der Versichertenrente insgesamt 
angerechneten Versicherungsjahre und bis zur Vollen- 
dung des 65. Lebensjahres zurückgelegten Rentenbezugs- 
zeiten entspricht. Bei der Berechnung des Verhältnisses 
bleiben zusätzliche Zeiten nach § 1254 Abs. 1 a Satz 2 
und Ausfallzeiten nach Artikel 2 § 14 des Arbeiterren- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes, die bei der Be- 
rechnung der Versichertenrente angerechnet worden 
sind, sowie Rentenbezugszeiten, soweit sie mit Zeiten 
Zusammentreffen, die nach § 1258 angerechnet worden 
sind, unberücksichtigt."' 

c) Absatz 4 erhält folgende f'assung: 

„(4) Sind mehrere Berechtigte nach den §§ 1264 und 

1265 oder nach § 1266 Abs. 1 und 2 vorhanden, sind die 
Renten nach §§ 1265 oder 1266 Abs. 2 nach den Absätzen 
2 und 3 zu berechnen. Jeder der in Satz 1 genannten 
Berechtigten erhält jedoch nur den Teil der für ihn nach 
den Absätzen 1, 2 und 3 zu berechnenden Rente, der im 
Verhältnis zu den anderen Berechtigten der Dauer sei- 
ner Ehe mit dem Versicherten entspricht, der Berechtigte 
nach §§ 1265 oder 1266 Abs. 2 aber höchstens den Be- 
trag, der sich bei Berechnung seiner Rente nach Ab- 
satz 2 a ergibt, und der Berechtigte nach §§ 1264 oder 

1266 Abs. 1 mindestens den Betrag, der sich bei Kürzung 
seiner nach den Absätzen 1, 2 und 3 berechneten Rente 
um die nach Absatz 2 a berechnete Rente des nach §§ 1265 
oder 1266 Abs. 2 Berechtigten ergibt. Ist nach Feststel- 
lung der Rente ein weiterer Berechtigter zu berücksich- 
tigen, so sind die Renten nach Satz 1 neu festzulegen 
mit Wirkung vom Ablauf des Monats, der dem Monat 
folgt, in dem der neue Feststellungsbescheid zugestellt 
wird." 
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d) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 anyefügt: 

„(6) Als Zeit, die in die Ehe fällt, gilt die Zeit vom 
Tage der Eheschließung bis zur Rechtshängigkeit des 
Scheidungsantrages. § 1259 Abs. 4 gilt entsprechend," 

2. § 45 des Angestelltenversicberungsgesetzes mit folgender 

Maßgabe: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und die Renten nach 
§§ 42 und 43 Abs. 2" gestrichen. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a eingefügt: 

„(2 a) Die Renten nach §§ 42 und 43 Abs. 2 betragen 
sechs Zehntel des Teils der nach § 30 Abs. 2 berechneten 
Versichertenrente ohne Kinderzuschuß, der dem Ver- 
hältnis der in die Ehezeit fallenden angerechneten Ver- 
sicherungsjahre und bis zur Vollendung des 65. Lebens- 
jahres zurückgelegten Rentenbezugszeiten zu den bei 
der Berechnung der Versichertenrente insgesamt ange- 
rechneten Versicherungsjahren und bis zur Vollendung 
des 65. Lebensjahres zurückgelegten Rentenbezugszei- 
ten entspricht. Bei der Berechnung des Verhältnisses 
bleiben zusätzliche Zeiten nach § 31 Abs. 1 a Satz 2 und 
Ausfallzeiten nach Artikel 2 § 14 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes, die bei der Berech- 
nung der Versichertenrente angerechnet worden sind, 
sowie Rentenbezugszeiten, soweit sie mit Zeiten Zusam- 
mentreffen, die nach § 35 angerechnet worden sind, unbe- 
rücksichtigt." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

.,(4) Sind mehrere Berechtigte nach den §§ 41 und 42 
oder nach § 43 Abs. 1 und 2 vorhanden, sind die Renten 
nach §§ 42 oder 43 Abs. 2 nach den Absätzen 2 und 3 
zu berechnen. Jeder der in Satz 1 genannten Berechtig- 
ten erhält jedoch nur den Teil der für ihn nach den 
Absätzen 1, 2 und 3 zu berechnenden Rente, der im 
Verhältnis zu den anderen Berechtigten der Dauer seiner 
Ehe mit dem Versicherten entspricht, der Berechtigte 
nach § 42 oder 43 Abs. 2 aber höchstens den Betrag, der 
sich bei Berechnung seiner Rente nach Absatz 2 a ergibt, 
und der Berechtigte nach §§ 41 oder 43 Abs. 1 minde- 
stens den Betrag, der sich bei Kürzung seiner nach den 
Absätzen 1, 2 und 3 berechneten Rente um die nach 
Absatz 2 a berechnete Rente des nach §§ 42 oder 43 
Abs. 2 Berechtigten ergibt. Ist nach Feststellung der 
Rente ein weiterer Berechtigter zu berücksichtigen, so 
sind die Renten nach Satz 1 neu festzustellen mit Wir- 
kung vom Ablauf des Monats, der dem Monat folgt, in 
dem der neue Feststellungsbescheid zugestellt wird." 

d) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Als Zeit, die in die Ehe fällt, gilt die Zeit vom 
Tage der Eheschließung bis zur Rechtshängigkeit des 
Scheidungsantrages. § 36 Abs. 4 gilt entsprechend." 
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3. § 69 des Reichsknappschaftsgesetzes mit folgender Maß- 
gabe: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und die Renten nach 
§§ 65 und 66 Abs. 2" gestrichen. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a eingefügt: 

„(2 a) Die Renten nach §§65 und 66 Abs. 2 betragen 
sechs Zehntel des Teils der nach § 53 Abs. 3 berechneten 
Knappschaftsrente mit Leistungszuschlag ohne Kinder- 
zuschuß, der dem Verhältnis der in die Ehezeit fallenden 
angerechneten Versicherungsjahre und bis zur Vollen- 
dung des 65. Lebensjahres zurückgelegten Rentenbe- 
zugszeiten zu den bei der Berechnung der Knappschafts- 
rente insgesamt angerechneten Versicherungsjahre und 
bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres zurückgelegten 
Rentenbezugszeiten entspricht. Bei der Berechnung des 
Verhältnisses bleiben zusätzliche Zeiten nach § 53 Abs. 
4 a Satz 2 und Ausfallzeiten nach Artikel 2 § 9 Abs. 2 
des Knappschaftsrentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes, die bei der Berechnung der Knappschaftsrente 
angerechnet worden sind, sowie Rentenbezugszeiten, 
soweit sie mit Zeiten Zusammentreffen, die nach § 56 
angerechnet worden sind, unberücksichtigt." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Sind mehrere Berechtigte nach den §§ 64 und 65 
oder nach §§ 66 Abs. 1 und 2 vorhanden, sind die Renten 
nach §§ 65 oder 66 Abs. 2 nach den Absätzen 2 und 3 zu 
berechnen. Jeder der in Satz 1 genannten Berechtigten 
erhält jedoch nur den Teil der für ihn nach den Ab- 
sätzen 1, 2 und 3 zu berechnenden Rente, der im Ver- 
hältnis zu den anderen Berechtigten der Dauer seiner 
Ehe mit dem Versicherten entspricht, der Berechtigte 
nach §§ 65 oder 66 Abs. 2 aber höchstens den Betrag, der 
sich bei Berechnung seiner Rente nach Absatz 2 a ergibt, 
und der Berechtigte nach §§64 oder 66 Abs. 1 minde- 
stens den Betrag, der sich bei Kürzung seiner nach den 
Absätzen 1, 2 und 3 berechneten Rente um die nach 
Absatz 2 a berechnete Rente des nach §§ 65 oder 66 
Abs. 2 Berechtigten ergibt. Ist nach Feststellung der 
Renten ein weiterer Berechtigter zu berücksichtigen, so 
sind die Renten nach Satz 1 neu festzustellen mit Wir- 
kung vom Ablauf des Monats, der dem Monat folgt, in 
dem der neue Feststellungsbescheid zugestellt wird." 

d) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Als Zeit, die in die Ehezeit fällt, gilt die Zeit vom 
Tage der Eheschließung bis zur Rechtshängigkeit des 
Scheidungsantrages. § 56 Abs. 5 gilt entsprechend." 

§ 3 

(1) Hatte ein landwirtschaftlicher Unternehmer seinem frühe- 
ren Ehegatten zur Zeit seines Todes Unterhalt zu leisten oder 
hat er im letzten Jahr vor seinem Tode Unterhalt geleistet und 
hat ein Wertausgleich von Versorgungsanrechten aus anderen 
als den in § 1587 c des Bürgerlichen Gesetzbuchs genannten 
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Gründen nicht stattgefunden, so ist § 3 Abs. 5 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte auch dann anzuwenden, 
wenn die Ehe mit dem landwirtschaftlichen Unternehmer nach 
dem 31. Dezember 1976 geschieden, für nichtig erklärt oder 
aufgehoben ist. 

(2) § 1 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend, Abs. 2 mit der Maß- 
gabe, daß daneben die in § 3 Abs. 5 in Verbindung mit den 
Absätzen 1 bis 4 des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte aufgestellten Voraussetzungen vorliegen müssen.' 


Bonn, den 11. Dezember 1975 


Carstens, Stückten und Fraktion 




